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Steuergeld-Irrsinn: Baerbock trotzt
Kritik und fördert NGO-Schiffe weiter!
CDU, FDP kritisieren Grüne für NGO-Förderung. Scholz

schweigt. 1,4 Mio. Euro an NGOs im Mittelmeer gezahlt.
Engere Koalitionsdebatte.

Italien, Land - Die Diskussion um die finanzielle Unterstützung
von NGO-Schiffen im Mittelmeer durch deutsche Steuergelder
nimmt erneut Fahrt auf und sorgt für Spannungen innerhalb der
politischen Parteienlandschaft in Deutschland. Das Auswärtige
Amt unter Annalena Baerbock steht im Zentrum der Kritik, da es
weiterhin den Geldfluss an Organisationen wie Sea-Eye, SOS
Humanity und SOS Mediterranee unterstützt. Insgesamt wurden
den Organisationen fast 1,9 Millionen Euro an Steuergeldern
zugesprochen, die für die Rettung von Migranten im Mittelmeer
eingesetzt werden sollen – ein Vorhaben, das nicht ohne
Widerspruch geblieben ist.

Interessanterweise wurde diese finanzielle Unterstützung
ehemals auch von der CDU initiiert, die nun jedoch scharf gegen
das Vorhaben opponiert, während sie gleichzeitig versucht, sich
von ihrer alten politischen Linie loszulösen. Der
Haushaltsexperte der CDU, Ingo Gädechens, erhebt deutliche
Vorwürfe gegen die fortgesetzte Förderung und kritisiert die
Bundesregierung für ihr Festhalten an einem von den Grünen
favorisierten Programm. Gädechens bemängelt, dass
Steuergelder genutzt werden, um Migranten über das
Mittelmeer zu transportieren, was seiner Meinung nach dem Ziel
einer restriktiveren Migrationspolitik zuwiderläuft, wie
www.tichyseinblick.de in einem aktuellen Artikel darlegt.

https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/auswaertiges-amt-millionen-steuergeld-ngo-schiffe
https://www.tichyseinblick.de/daili-es-sentials/auswaertiges-amt-millionen-steuergeld-ngo-schiffe


Politische Spannungen und reißende
Geduldsfäden

Die heikle Lage wird durch die Spannungen innerhalb der
Ampelkoalition verschärft. Obwohl sowohl Bundeskanzler Olaf
Scholz als auch Finanzminister Christian Lindner Einwände
gegen das Programm erhoben haben, scheinen ihre
Bemühungen keine bedeutenden Auswirkungen zu zeigen.
Baerbocks Festhalten an der Unterstützung der NGO-Schiffe
veranlasst viele zu Vermutungen über die Machtbalance
innerhalb der Koalition. Scholz schweigt beharrlich zu der
Debatte, obgleich er die Richtlinienkompetenz besitzt, um eine
klare Haltung zu forcieren. Es wird spekuliert, dass Scholz keine
Konfrontation mit den Grünen sucht, um die Koalition nicht zu
gefährden.

Die umstrittenen Zahlungen stoßen auch international auf
Ablehnung. Besonders die italienische Regierung kritisiert die
deutsche Unterstützung der NGOs scharf und hat Maßnahmen
gegen deren Schiffsaktivitäten in italienischen Gewässern
ergriffen. Trotz dieser internationalen Einwände hält das
Auswärtige Amt an seiner Strategie fest, wobei Mittel geschickt
innerhalb des Haushalts verschoben werden, um die
Finanzierung der umstrittenen Rettungsaktionen zu sichern. Der
CDU-Haushaltsbeschluss von 2022 dient hier als Deckmantel,
gepaart mit einer Umwidmung von Mitteln aus dem Topf für
„Humanitäre Hilfen“.

Oppositionsrolle und innenpolitischer
Konflikt

Auf der innenpolitischen Bühne gewinnt die Opposition an
Schwung – insbesondere die AfD tritt mit Forderungen nach
einem harten Kurswechsel in der Migrationspolitik hervor. Der
AfD-Vorsitzende Alexander Gauland fordert seit langem ein
Verbot des Transports von im Mittelmeer aufgegriffenen
Migranten und die Sicherstellung ihrer Rückkehr in die



Heimatländer. Diese Debatte um Finnanzierung und NGO-
Aktivitäten im Mittelmeer ist zum Testfeld für die
Migrationspolitik in Deutschland geworden. Die CDU hingegen
startet eine Medienoffensive, um sich als Verteidiger
restriktiverer Migrationsgesetze zu präsentieren, möglicherweise
mit Blick auf künftige Wahlerfolge.

Der politische Druck wächst weiter, während die Öffentlichkeit
skeptischer gegenüber der Verwendung von Steuergeldern für
NGOs wird. Die Lage könnte sich zuspitzen, wenn Deutschland
die nächste große Migrationswelle erreicht und sich die
politische Landschaft erneut verändert. Bis dahin bleibt die
Frage offen, ob die Bundeskanzlerinuksition die gegenwärtige
Politik überprüft oder fortführt.
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